
Sächsisches Gesetz- und Verordnungsblatt Nr. 6 29. Mai 2024

454

Fünftes Gesetz
zur Änderung dienstrechtlicher Vorschriften

(Fünftes Dienstrechtsänderungsgesetz – 5. DRÄndG)

Vom 2. Mai 2024

Der Sächsische Landtag hat am 2. Mai 2024 das fol-
gende Gesetz beschlossen:

Artikel 1
Änderung des Sächsischen Besoldungsgesetzes

zum 1. Januar 2024

Das Sächsische Besoldungsgesetz vom 6. Juli 2023
(SächsGVBl. S. 467, 476), das zuletzt durch Artikel 4 des
Gesetzes vom 31. Januar 2024 (SächsGVBl. S. 83) geändert
worden ist, wird wie folgt geändert:

1. Die Inhaltsübersicht wird wie folgt geändert:
a) Nach der Angabe zu § 64 wird folgende Angabe

eingefügt:
„Unterabschnitt 10
Sonderzahlung

§ 64a Monatliche Sonderzahlung“.
b) Nach der Angabe zu § 75 wird folgende Angabe ein-

gefügt:
„Unterabschnitt 4

Sonderzuwendungen
§ 75a Inflationsausgleichszahlungen“.

2. § 2 wird wie folgt geändert:
a) Absatz 1 wird wie folgt geändert:

aa) In Nummer 6 wird das Wort „und“ durch ein
Komma ersetzt.

bb) In Nummer 7 wird der Punkt am Ende durch
das Wort „und“ ersetzt.

cc) Folgende Nummer 8 wird angefügt:
„8. Sonderzahlung.“

b) Absatz 2 wird wie folgt geändert:
aa) In Nummer 2 wird das Wort „und“ durch ein

Komma ersetzt.
bb) In Nummer 3 wird der Punkt am Ende durch

das Wort „und“ ersetzt.
cc) Folgende Nummer 4 wird angefügt:

„4. Sonderzuwendungen.“

3. In § 9 Absatz 1 Satz 1 werden nach den Wörtern „drei
Monate“ die Wörter „die Besoldung“ gestrichen.

4. In § 40 Absatz 6 Satz 1 wird nach dem Wort „dieses“ das
Wort „Kind“ eingefügt.

5. § 43 Absatz 3 Satz 1 wird wie folgt geändert:
a) In Nummer 2 wird das Wort „Bezüge“ durch das

Wort „Besoldung“ ersetzt.
b) In Nummer 6 wird das Wort „Beschäftigungsver-

bote“ durch das Wort „Verbote“ ersetzt und nach der
Angabe „§§ 15, 16“ wird ein Komma und die Angabe
„18 Absatz 1“ eingefügt.

6. In § 53 Absatz 4 Satz 1 werden das Wort „sowie“ durch
ein Komma ersetzt und nach der Angabe „§ 61“ die Wör-
ter „sowie die monatliche Sonderzahlung“ eingefügt.

7. § 54 Absatz 2 wird wie folgt geändert:
a) In Satz 1 werden nach der Angabe „§ 61“ ein Komma

und die Wörter „die monatliche Sonderzahlung“ ein-
gefügt

b) In Satz 2 werden nach dem Wort „Besoldungsleis-
tung“ die Wörter „nicht lohnsteuerfrei“ eingefügt.

8. In § 55 Absatz 2 Satz 1 werden das Wort „und“ durch
ein Komma und das Wort „sowie“ durch das Wort „und“
ersetzt sowie nach dem Wort „gleichstehen“ ein Komma
und die Wörter „sowie die monatliche Sonderzahlung“
eingefügt.

9. In § 62 Satz 2 wird die Angabe „§ 2 Absatz 1 Nummer 1
bis 3“ durch die Angabe „§ 2 Absatz 1 Nummer 1 bis 3
und 8“ ersetzt.

10. In § 64 Absatz 2 wird nach Satz 2 folgender Satz einge-
fügt:
„Die monatliche Sonderzahlung ist in entsprechender
Anwendung des § 55 Absatz 3 Satz 2 des Bundesbe-
soldungsgesetzes beim Kaufkraftausgleich zu berück-
sichtigen.“

11. Nach § 64 wird folgender Abschnitt 2 Unterabschnitt 10
eingefügt:

„Unterabschnitt 10
Sonderzahlung

§ 64a
Monatliche Sonderzahlung

Besoldungsberechtigte Personen erhalten eine
monatliche Sonderzahlung in Höhe von 4,1 Prozent der
Summe aus Grundgehalt, Amtszulagen und Zuschlag
nach § 61. § 8 findet keine Anwendung. Sie gilt in Fällen
des § 15 Absatz 2 Satz 2 des Beamtenstatusgesetzes
als Bestandteil des Grundgehalts.“

12. § 68 Absatz 2 Satz 2 wird wie folgt geändert:
a) In Nummer 2 wird das Wort „sowie“ durch ein

Komma ersetzt.
b) In Nummer 3 wird der Punkt am Ende durch das

Wort „sowie“ ersetzt.
c) Folgende Nummer 4 wird angefügt:

„4. die Inflationsausgleichszahlungen.“

13. Nach § 75 wird folgender Abschnitt 3 Unterabschnitt 4
eingefügt:

„Unterabschnitt 4
Sonderzuwendungen

§ 75a
Inflationsausgleichszahlungen

(1) Zur Abmilderung der gestiegenen Verbraucher-
preise in den Jahren 2023 und 2024 werden eine Ein-
malzahlung nach Absatz 2 und Monatszahlungen nach
Absatz 3 gewährt (Inflationsausgleichszahlungen).

(2) Für den Kalendermonat Dezember 2023 wird
eine Inflationsausgleichs-Einmalzahlung gewährt, wenn
1. am 9. Dezember 2023 ein in § 1 Absatz 1 Satz 1

bezeichnetes Rechtsverhältnis bestanden hat und
2. in der Zeit vom 1. August 2023 bis zum 8. Dezem-

ber 2023 an mindestens einem Tag Anspruch auf
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laufende Dienst- oder Anwärterbezüge aus diesem
Rechtsverhältnis bestanden hat.

Die Inflationsausgleichs-Einmalzahlung beträgt
1 000 Euro, für Personen im Beamtenverhältnis auf
Widerruf im Vorbereitungsdienst 500 Euro. Maßgebend
sind die Verhältnisse am 9. Dezember 2023. Bei einer
Beurlaubung ohne Besoldung am 9. Dezember 2023
sind die Verhältnisse am Tag vor Beginn dieser Beurlau-
bung maßgebend. Die Inflationsausgleichs-Einmalzah-
lung wird jeder berechtigten Person nur einmal gewährt.
Bei einem Dienstherrnwechsel richtet sich der Anspruch
gegen den Dienstherrn des am Stichtag nach Satz 3 be-
stehenden Rechtsverhältnisses.

(3) Für die Kalendermonate Januar 2024 bis
Oktober 2024 wird jeweils eine Inflationsausgleichs-
Monatszahlung gewährt, wenn
1. in dem jeweiligen Bezugsmonat ein in § 1 Absatz 1

Satz 1 bezeichnetes Rechtsverhältnis bestanden
hat oder besteht und

2. an mindestens einem Tag im jeweiligen Bezugsmo-
nat Anspruch auf laufende Dienst- oder Anwärter-
bezüge aus diesem Rechtsverhältnis bestanden hat
oder besteht.

Die Inflationsausgleichs-Monatszahlung beträgt
200 Euro, für Personen im Beamtenverhältnis auf Wi-
derruf im Vorbereitungsdienst 100 Euro. Maßgebend
sind die Verhältnisse am Ersten des jeweiligen Bezugs-
monats. Bei einer Beurlaubung ohne Besoldung am Ers-
ten des jeweiligen Bezugsmonats sind die Verhältnisse
am Tag vor Beginn dieser Beurlaubung maßgebend.
Eine Inflationsausgleichs-Monatszahlung wird jeder
berechtigten Person nur einmal monatlich gewährt. Bei
einem Dienstherrnwechsel richtet sich der Anspruch
gegen den Dienstherrn des am Stichtag nach Satz 3
bestehenden Rechtsverhältnisses.

(4) § 5 Absatz 3 findet keine Anwendung. Bei
begrenzt Dienstfähigen ist die Höhe der Inflationsaus-
gleichszahlungen in entsprechender Anwendung von
§ 11 in Verbindung mit § 62 zu ermitteln.

(5) Werden Dienst- oder Anwärterbezüge an dem
für Inflationsausgleichszahlungen jeweils maßgeben-
den Stichtag gekürzt oder ganz oder teilweise einbe-
halten, werden die Inflationsausgleichszahlungen im
gleichen Umfang gekürzt oder einbehalten. Werden
gekürzte oder einbehaltene Dienst- oder Anwärterbe-
züge nachgezahlt, werden die nach Satz 1 gekürzten
oder einbehaltenen Inflationsausgleichszahlungen im
gleichen Umfang nachgezahlt.“

14. Die Anlage 6 erhält die aus dem Anhang 1 zu diesem
Gesetz ersichtliche Fassung.

Artikel 2
Änderung des Sächsischen Besoldungsgesetzes

zum 1. November 2024

Das Sächsische Besoldungsgesetz vom 6. Juli 2023
(SächsGVBl. S. 467, 476), das zuletzt durch Artikel 1 dieses
Gesetzes geändert worden ist, wird wie folgt geändert:

1. § 19 wird wie folgt geändert:
a) Der Wortlaut wird Absatz 1.

b) Folgender Absatz 2 wird angefügt:
„(2) Ab dem 1. November 2024 erhöhen sich

1. um 4,76 Prozent
a) die Grundgehaltssätze,
b) der Familienzuschlag mit Ausnahme der

Erhöhungsbeträge für die Besoldungs-
gruppe A 5,

c) die Amtszulagen,
d) die Leistungsbezüge, soweit diese nach

§ 34 an Anpassungen der Besoldung teil-
nehmen können und die Teilnahme in der
jeweiligen Berufungsvereinbarung festge-
legt ist, und

e) die Ober- und Untergrenzen der Grundge-
haltsspannen, sowie

2. um jeweils 100 Euro die Anwärtergrundbeträge
der jeweils bis zum 31. Oktober 2024 geltenden Mo-
natsbeträge.“

2. In § 36 Absatz 2 Satz 1 werden die Angabe „2022“ durch
die Angabe „2024“, die Angabe „100 844 Euro“ durch die
Angabe „104 248 Euro“, die Angabe „86 739 Euro“ durch
die Angabe „89 667 Euro“, die Wörter „für das Jahr 2023“
durch die Wörter „ab dem Jahr 2025“, die Angabe
„103 427 Euro“ durch die Angabe „108 351 Euro“ und die
Angabe „88 961 Euro“ durch die Angabe „93 196 Euro“
ersetzt.

3. Die Anlagen 5 bis 10 erhalten die aus dem Anhang 2 zu
diesem Gesetz ersichtliche Fassung.

Artikel 3
Änderung des Sächsischen Besoldungsgesetzes

zum 1. Februar 2025

Das Sächsische Besoldungsgesetz vom 6. Juli 2023
(SächsGVBl. S. 467, 476), das zuletzt durch Artikel 2 dieses
Gesetzes geändert worden ist, wird wie folgt geändert:

1. § 19 Absatz 2 wird wie folgt gefasst:
„(2) Ab dem 1. Februar 2025 erhöhen sich

1. um 5,5 Prozent
a) die Grundgehaltssätze,
b) der Familienzuschlag mit Ausnahme der Erhö-

hungsbeträge für die Besoldungsgruppe A 5,
c) die Amtszulagen,
d) die Leistungsbezüge, soweit diese nach § 34

an Anpassungen der Besoldung teilnehmen
können und die Teilnahme in der jeweiligen Be-
rufungsvereinbarung festgelegt ist, und

e) die Ober- und Untergrenzen der Grundgehalts-
spannen, sowie

2. um jeweils 50 Euro die Anwärtergrundbeträge
der jeweils bis zum 31. Januar 2025 geltenden Monats-
beträge.“

2. In § 36 Absatz 2 Satz 1 werden die Angabe „2024“ durch
die Angabe „2025“, die Angabe „104 248 Euro“ durch die
Angabe „113 814 Euro“, die Angabe „89 667 Euro“ durch
die Angabe „97 895 Euro“, die Angabe „2025“ durch die
Angabe „2026“, die Angabe „108 351 Euro“ durch die
Angabe „114 311 Euro“ und die Angabe „93 196 Euro“
durch die Angabe „98 322 Euro“ ersetzt.

3. Die Anlagen 5 bis 10 erhalten die aus dem Anhang 3 zu
diesem Gesetz ersichtliche Fassung.
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Artikel 4
Änderung

des Sächsischen Beamtenversorgungsgesetzes
zum 1. Januar 2024

Das Sächsische Beamtenversorgungsgesetz vom 6. Juli
2023 (SächsGVBl. S. 467, 510) wird wie folgt geändert:

1. In der Inhaltsübersicht werden nach der Angabe zu § 80
folgende Angaben eingefügt:
„§ 80a Inflationsausgleichszahlungen
§ 80b Monatliche Sonderzahlungen“.

2. In § 3 Nummer 7 wird das Wort „Einmalzahlungen“
durch das Wort „Sonderzahlungen“ ersetzt.

3. § 15 wird wie folgt geändert:
a) Absatz 3 Satz 2 erster Halbsatz wird wie folgt ge-

fasst:
„An die Stelle des Ruhegehalts nach Satz 1 treten,
wenn dies günstiger ist, 66,47 Prozent der Summe
aus den in den Nummern 1 und 3 der Anlage ge-
nannten Beträgen und dem Familienzuschlag nach
§ 6 Absatz 1 Satz 1 Nummer 2“.

b) Absatz 4 Satz 3 zweiter Halbsatz wird wie folgt ge-
fasst:
„anstelle der Mindestversorgung nach Absatz 3
Satz 2 ist bei der Berechnung ein Betrag von
65 Prozent aus der Summe heranzuziehen, die sich
aus den in den Nummern 1 und 3 genannten Beträ-
gen und dem zustehenden Familienzuschlag nach
§ 6 Absatz 1 Satz 1 Nummer 2 ergibt.“

4. § 39 Absatz 3 Satz 2 erster Halbsatz wird wie folgt ge-
fasst:
„Es darf nicht hinter 76,47 Prozent der Summe aus den
in den Nummern 1 und 3 der Anlage genannten Beträ-
gen und dem zustehenden Familienzuschlag nach § 6
Absatz 1 Satz 1 Nummer 2 zurückbleiben“.

5. In § 72 Absatz 1 Satz 2 werden die Wörter „nach § 46
des Sächsischen Beamtengesetzes“ gestrichen.

6. Nach § 80 werden die folgenden §§ 80a und 80b einge-
fügt:

„§ 80a
Inflationsausgleichszahlungen

(1) Zur Abmilderung der gestiegenen Verbraucher-
preise in den Jahren 2023 und 2024 werden eine Ein-
malzahlung nach Absatz 2 und Monatszahlungen nach
Absatz 3 gewährt (Inflationsausgleichszahlungen).

(2) Für den Kalendermonat Dezember 2023 wird
den am 9. Dezember 2023 vorhandenen Versorgungs-
empfängerinnen und Versorgungsempfängern, die
Anspruch auf laufende Versorgungsbezüge haben, eine
Inflationsausgleichs-Einmalzahlung gewährt, die sich
nach dem jeweils maßgeblichen Ruhegehaltssatz und
den Anteilssätzen des Witwen- und Waisengeldes sowie
des Unterhaltsbeitrages aus dem Betrag von 1 000 Euro
ergibt. Bei Empfängerinnen und Empfängern von Min-
destversorgungsbezügen gilt der jeweils maßgebliche
Mindestruhegehaltssatz. Zu den laufenden Versor-
gungsbezügen zählen nicht der Unfallausgleich nach
§ 38 sowie Übergangsgelder nach den §§ 52 und 53.

(3) Für die Kalendermonate Januar 2024 bis
Oktober 2024 werden an Versorgungsempfängerinnen
und Versorgungsempfänger mit laufenden Versorgungs-
bezügen jeweils Inflationsausgleichs-Monatszahlungen

gewährt, die sich nach dem jeweils maßgeblichen Ruhe-
gehaltssatz und den Anteilssätzen des Witwen- und
Waisengeldes sowie des Unterhaltsbeitrages aus dem
Betrag von 200 Euro ergeben. Absatz 2 Satz 2 und 3 gilt
entsprechend.

(4) Die Inflationsausgleichszahlungen nach
Absatz 2 und 3 gelten nicht als Teil des Ruhegehalts
und unterliegen nicht den Ruhens- und Kürzungsbe-
stimmungen des Unterabschnitts 9.

(5) Die Inflationsausgleichszahlungen nach
Absatz 2 und 3 werden jeder Versorgungsempfängerin
und jedem Versorgungsempfänger nur einmal gewährt.
Die Inflationsausgleichszahlungen nach § 75a des Säch-
sischen Besoldungsgesetzes schließen die Inflations-
ausgleichszahlungen nach Absatz 2 und 3 für gleiche
Zeiträume aus. Beim Zusammentreffen von mehreren
Versorgungsbezügen aus dem Geltungsbereich dieses
Gesetzes richtet sich der Anspruch auf Gewährung der
Inflationsausgleichszahlungen nach Absatz 2 und 3
gegen den Dienstherrn, der den neuen Versorgungsbe-
zug nach § 73 Absatz 1 Satz 1 gewährt.

§ 80b
Monatliche Sonderzahlungen

Versorgungsempfängerinnen und Versorgungs-
empfänger erhalten eine monatliche Sonderzahlung. Für
die Berechnung der monatlichen Sonderzahlung werden
die ruhegehaltfähigen Dienstbezüge um 4,1 Prozent der
Summe aus dem Grundgehalt, der Amtszulage und dem
Zuschlag nach § 61 des Sächsischen Besoldungsgeset-
zes, die der Berechnung ihrer ruhegehaltfähigen Dienst-
bezüge zugrunde liegen, erhöht.“

7. § 96 Absatz 2 Satz 2 wird wie folgt gefasst:
„Die §§ 80 und 80b gelten entsprechend.“

8. Der Anlage wird folgende Nummer 3 angefügt:
„3. Monatliche Sonderzahlung

Die monatliche Sonderzahlung beträgt 115,41 Euro.“

Artikel 5
Änderung

des Sächsischen Beamtenversorgungsgesetzes
zum 1. Juni 2024

Das Sächsische Beamtenversorgungsgesetz vom
6. Juli 2023 (SächsGVBl. S. 467, 510), das zuletzt durch Ar-
tikel 4 dieses Gesetzes geändert worden ist, wird wie folgt
geändert:

1. In der Inhaltsübersicht wird nach der Angabe zu § 102
die folgende Angabe eingefügt:
„§ 102a Nachteilsausgleich bei Wechsel in einen Mit-

gliedstaat der Europäischen Union“.

2. § 16 wird wie folgt geändert:
a) Absatz 1 wird wie folgt geändert:

aa) Der Nummer 2 Buchstabe e wird das Wort
„und“ angefügt.

bb) In Nummer 3 wird das Wort „und“ durch einen
Punkt ersetzt.

cc) Nummer 4 wird aufgehoben.
b) Absatz 3 Satz 2 wird wie folgt geändert:

aa) Der Nummer 1 wird das Wort „oder“ angefügt.
bb) In Nummer 2 werden nach dem Wort „wird“ das

Komma und das Wort „oder“ durch einen Punkt
ersetzt.
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cc) Nummer 3 wird aufgehoben.

3. § 59 wird wie folgt geändert:
a) Absatz 1 Satz 1 wird wie folgt geändert:

aa) In Nummer 3 wird das Komma am Ende durch
das Wort „und“ ersetzt.

bb) In Nummer 4 wird das Wort „und“ durch einen
Punkt ersetzt.

cc) Nummer 5 wird aufgehoben.
b) Absatz 2 wird wie folgt gefasst:

„(2) Die Leistung entfällt spätestens mit Ablauf
des Monats, in dem die Ruhestandsbeamtinnen
und Ruhestandsbeamten die Altersgrenze nach
§ 46 Absatz 1 oder 2 des Sächsischen Beamten-
gesetzes erreichen. Sie endet vorher, wenn die Ru-
hestandsbeamtinnen und Ruhestandsbeamten aus
den anrechnungsfähigen Pflichtbeitragszeiten eine
Versichertenrente der gesetzlichen Rentenversi-
cherung beziehen, mit Ablauf des Monats, der dem
Beginn des Bezugs dieser Rente vorausgeht.“

4. In § 72 Absatz 2 Satz 1 Nummer 2 wird die Angabe
„525 Euro“ durch die Wörter „eines Betrages aus einem
Zwölftel der 14fachen nach § 8 Absatz 1a Satz 3 des
Vierten Buches Sozialgesetzbuch bekanntgegebenen
Geringfügigkeitsgrenze; für die Berechnung des vor-
genannten Betrages gilt § 15 Absatz 1 Satz 3 entspre-
chend“ ersetzt.

5. In § 73 Absatz 7 Satz 1 werden nach den Wörtern „Be-
zug von Altersgeld“ ein Komma und die Wörter „Nach-
teilsausgleich nach § 102a“ eingefügt.

6. In § 90 Absatz 3 Nummer 3 werden vor dem Wort „Be-
amte“ die Wörter „Beamtinnen oder“ eingefügt.

7. In § 101 Absatz 1 wird die Angabe „Absatz 1“ gestri-
chen.

8. Nach § 102 wird folgender § 102a eingefügt:
„§ 102a

Nachteilsausgleich bei Wechsel in einen
Mitgliedstaat der Europäischen Union

(1) Ehemalige Beamtinnen und Beamte auf Lebens-
zeit erhalten einen Nachteilsausgleich, wenn sie
1. vor dem 1. April 2014 auf Antrag aus dem Beam-

tenverhältnis im Geltungsbereich dieses Gesetzes
entlassen worden sind,

2. im unmittelbaren Anschluss eine im Inland üblicher-
weise im öffentlich-rechtlichen Dienstverhältnis
ausgeübte Beschäftigung im öffentlichen Dienst
eines Mitgliedstaates der Europäischen Union oder
bei der Europäischen Union aufgenommen haben,

3. zum Zeitpunkt ihrer Entlassung eine altersgeldfä-
hige Dienstzeit nach den §§ 7 bis 9 von mindestens
fünf Jahren erreicht haben und

4. nach § 8 Absatz 2 des Sechsten Buches Sozialge-
setzbuch nachversichert worden sind.

Der Nachteilsausgleich ist kein Versorgungsbezug im
Sinne dieses Gesetzes. Für den Nachteilsausgleich
gelten die Vorschriften für das Altersgeld entsprechend,
soweit in diesem Paragrafen nichts anderes geregelt ist.

(2) Die Höhe der altersgeldfähigen Dienstbezüge ist
nach § 96 Absatz 2 zu ermitteln. Dabei sind die Verhält-
nisse zum Zeitpunkt der Entlassung aus dem Beamten-
verhältnis zugrunde zu legen.

(3) Für die Ermittlung der Höhe des Nachteilsaus-
gleichs werden ausschließlich Zeiten nach den §§ 7

und 8 berücksichtigt. § 4 Absatz 1 und § 13 gelten
entsprechend. Zeiten, für die bereits Ansprüche oder
Anwartschaften auf Altersgeld oder gleichwertige
Alterssicherungsansprüche erworben wurden, werden
nicht berücksichtigt. Berücksichtigt werden nur Zeiten
bis zum Tag der Entlassung aus dem Beamtenverhältnis
zum Freistaat Sachsen.

(4) Der Nachteilsausgleich bemisst sich nach dem
Unterschied zwischen dem Altersgeldanspruch nach
den Altersgeldvorschriften unter Berücksichtigung
des Absatzes 3 und der Rentenzahlung, die durch die
Nachversicherung der altersgeldfähigen Dienstzeiten
begründet wurde.

(5) Der Anspruch auf Nachteilsausgleich entsteht
mit Ablauf des Monats, in dem ehemalige Beamtinnen
und Beamte die Regelaltersgrenze nach den §§ 35 und
235 des Sechsten Buches Sozialgesetzbuch erreichen.
Wird bereits vor diesem Zeitpunkt eine durch die Nach-
versicherung begründete Rente gezahlt, entsteht der
Anspruch zu diesem Zeitpunkt.

(6) Der Nachteilsausgleich wird nur auf Antrag,
der an die Pensionsbehörde zu richten ist, gewährt.
Anträge, die innerhalb von drei Monaten nach Entste-
hen des Nachteilsausgleichsanspruchs gestellt werden,
gelten als zum Zeitpunkt der Anspruchsentstehung
gestellt. Bei späterer Antragstellung wird der Nachteils-
ausgleich ab dem Antragsmonat gewährt. § 95 findet
keine Anwendung.

(7) Für ehemalige Beamtinnen und Beamte auf Zeit,
die mit Ablauf der Amtszeit ohne Anspruch auf beamten-
rechtliche Versorgung aus dem Beamtenverhältnis aus-
geschieden sind und die Voraussetzungen von Absatz 1
Satz 1 erfüllen, gelten die Absätze 1 bis 6 entsprechend.

(8) Die Hinterbliebenen der in Absatz 1 Satz 1 und
Absatz 7 genannten Personen erhalten auf Antrag einen
Hinterbliebenennachteilsausgleich. Für diesen gelten
die Absätze 1 bis 7 sowie die Vorschriften für das Hin-
terbliebenengeld entsprechend.

(9) Für den Nachteilsausgleichsanspruch und den
Hinterbliebenennachteilsausgleichsanspruch gilt § 101
entsprechend.“

Artikel 6
Änderung

des Sächsischen Beamtenversorgungsgesetzes
zum 1. November 2024

Das Sächsische Beamtenversorgungsgesetz vom
6. Juli 2023 (SächsGVBl. S. 467, 510), das zuletzt durch Ar-
tikel 5 dieses Gesetzes geändert worden ist, wird wie folgt
geändert:

1. In § 38 Absatz 1 Satz 2 wird die Angabe „950“ durch die
Angabe „995,22“ ersetzt.

2. Dem § 80 werden die folgenden Absätze 3 und 4 ange-
fügt:

„(3) Bei Versorgungsempfängerinnen und Versor-
gungsempfängern gilt die Erhöhung nach § 19 Absatz 2
des Sächsischen Besoldungsgesetzes für die dort
genannten Bezügebestandteile, soweit sie der Berech-
nung der Versorgungsbezüge zugrunde liegen. Die
Erhöhung nach Satz 1 ist eine allgemeine Anpassung
der Versorgung im Sinne von Absatz 1.
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(4) Versorgungsbezüge, die in festen Beträgen
festgesetzt sind, werden ab dem 1. November 2024 um
4,76 Prozent erhöht.“

3. Die Anlage wird wie folgt geändert:
a) Vor Nummer 1 wird die Angabe „1. Januar 2024“

durch die Angabe „1. November 2024“ ersetzt.
b) In Nummer 1 wird die Angabe „2 814,84“ durch die

Angabe „2 948,83“ ersetzt.
c) In Nummer 3 wird die Angabe „115,41“ durch die

Angabe „120,90“ ersetzt.

Artikel 7
Änderung

des Sächsischen Beamtenversorgungsgesetzes
zum 1. Februar 2025

Das Sächsische Beamtenversorgungsgesetz vom
6. Juli 2023 (SächsGVBl. S. 467, 510), das zuletzt durch Ar-
tikel 6 dieses Gesetzes geändert worden ist, wird wie folgt
geändert:

1. In § 38 Absatz 1 Satz 2 wird die Angabe „995,22“ durch
die Angabe „1 049,96“ ersetzt.

2. § 80 Absatz 4 wird wie folgt gefasst:
„(4) Versorgungsbezüge, die in festen Beträgen

festgesetzt sind, werden ab dem 1. Februar 2025 um
5,5 Prozent erhöht.“

3. Die Anlage wird wie folgt geändert:
a) Vor Nummer 1 wird die Angabe „1. November 2024“

durch die Angabe „1. Februar 2025“ ersetzt.
b) In Nummer 1 wird die Angabe „2 948,83“ durch die

Angabe „3 111,02“ ersetzt.
c) In Nummer 3 wird die Angabe „120,90“ durch die

Angabe „127,55“ ersetzt.

Artikel 8
Änderung des Sächsischen Beamtengesetzes

zum 1. Januar 2024

Das Sächsische Beamtengesetz vom 18. Dezember
2013 (SächsGVBl. S. 970, 971), das zuletzt durch Artikel 2
des Gesetzes vom 19. Oktober 2023 (SächsGVBl. S. 850)
geändert worden ist, wird wie folgt geändert:

1. In der Inhaltsübersicht wird die Angabe zu § 80b wie
folgt gefasst:
„§ 80b Erstattung von Beiträgen zur Kranken- und Pfle-

geversicherung“.

2. § 80 Absatz 4 wird wie folgt geändert:
a) In Satz 3 wird die Angabe „18 000“ durch die An-

gabe „18 504“ ersetzt.
b) Die Sätze 4 bis 6 werden durch folgende Sätze er-

setzt:
„Der Höchstbetrag erhöht sich im gleichen Verhält-
nis wie sich die Grundgehaltssätze nach § 19 des
Sächsischen Besoldungsgesetzes und die monat-
liche Sonderzahlung nach § 64a des Sächsischen
Besoldungsgesetzes erhöhen; die Einführung der
monatlichen Sonderzahlung steht einer Erhöhung
gleich. Bei der Berechnung ist der sich ergebende
Bruchteil eines Cents unter 0,5 abzurunden und da-
rüber aufzurunden und der sich danach ergebende
Betrag auf den nächsten vollen Euro aufzurunden.
Die Erhöhung tritt mit Wirkung zum 1. Januar des

zweiten Jahres ein, das dem Jahr der Erhöhung
folgt.“

c) In Satz 8 werden die Wörter „im Sinne von“ durch
das Wort „nach“ ersetzt.

d) Satz 9 wird wie folgt gefasst:
„In den Fällen des Absatzes 2 Satz 2 Nummer 2
bis 5 erhält nur die beihilfeberechtigte Person die
Beihilfe, die vor Beginn der Freistellung den Famili-
enzuschlag erhalten hat oder erhalten hätte.“

3. § 80b wird wie folgt gefasst:
„§ 80b

Erstattung von Beiträgen zur Kranken-
und Pflegeversicherung

(1) Beihilfeberechtigten, die keine pauschale Bei-
hilfe nach § 80a erhalten, wird monatlich der Beitrag für
die beihilfekonforme private Krankenversicherung ihrer
berücksichtigungsfähigen Angehörigen bei Vorliegen
der Voraussetzungen des § 80 Absatz 4 erstattet. Die
Erstattung erfolgt in Höhe des nachgewiesenen Kran-
kenversicherungsbeitrags, höchstens jedoch in Höhe
von 104,00 Euro monatlich für den berücksichtigungsfä-
higen Erwachsenen und 21,45 Euro monatlich für jedes
berücksichtigungsfähige Kind.

(2) Beihilfeberechtigten wird monatlich der Beitrag
für die beihilfekonforme private Pflegeversicherung des
berücksichtigungsfähigen Erwachsenen bei Vorliegen
der Voraussetzungen des § 80 Absatz 4 erstattet. Die
Erstattung erfolgt in Höhe des nachgewiesenen Pflege-
versicherungsbeitrags, höchstens jedoch in Höhe von
33,08 Euro monatlich.

(3) Die Erstattungen nach den Absätzen 1 und 2
werden jeweils nur einmal gewährt, wobei die Erstattung
aus einem aktiven Dienstverhältnis einer Erstattung auf-
grund eines Versorgungsanspruchs vorgeht. Die Erstat-
tungsbeträge werden monatlich gezahlt. Änderungen
der Höhe des für die Kranken- oder Pflegeversicherung
zu entrichtenden Beitrags sind durch die Beihilfeberech-
tigten unverzüglich mitzuteilen.“

Artikel 9
Änderung des Sächsischen Besoldungsgesetzes

zum 1. Januar 2023

In Anlage 6 des Sächsischen Besoldungsgesetzes vom
18. Dezember 2013 (SächsGVBl. S. 970, 1005), das zuletzt
durch Artikel 3 des Gesetzes vom 6. Juli 2023 (SächsGVBl.
S. 467) geändert worden ist, wird jeweils die Angabe
„593,94“ durch die Angabe „612,94“ ersetzt.

Artikel 10
Änderung

des Sächsischen Gesetzes
zur Ausführung des Sozialgesetzbuches

Das Sächsische Gesetz zur Ausführung des Sozial-
gesetzbuches in der Fassung der Bekanntmachung vom
13. Februar 2024 (SächsGVBl. S. 146) wird wie folgt geän-
dert:

1. In der Inhaltsübersicht wird nach der Angabe zu § 7 die
folgende Angabe eingefügt:
„§ 7a Versorgungsrücklage der Deutschen Rentenver-

sicherung Mitteldeutschland“
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2. Nach § 7 wird folgender § 7a eingefügt:
„§ 7a

Versorgungsrücklage der Deutschen
Rentenversicherung Mitteldeutschland

(1) Die Deutsche Rentenversicherung Mittel-
deutschland bildet zur Finanzierung und Sicherung
der Versorgungsausgaben für ihre Beamtinnen und
Beamten eine Versorgungsrücklage in angemessener
Höhe als Sondervermögen. Das Sondervermögen ist
von Vermögen mit anderer Zweckbestimmung getrennt
zu halten.

(2) Das Nähere, insbesondere die Rechtsform
des Sondervermögens, die Modalitäten der Errichtung
sowie der Mittelzuführung und -verwaltung, regelt die
Deutsche Rentenversicherung Mitteldeutschland durch
Satzung. Die Entscheidung über Beginn, Höhe und
Dauer der Ablieferung des Sondervermögens trifft die
Deutsche Rentenversicherung Mitteldeutschland durch
Satzung.“

Artikel 11
Inkrafttreten

(1) Dieses Gesetz tritt mit Wirkung vom 1. Januar 2024
in Kraft, soweit in den Absätzen 2 bis 6 nichts anders be-
stimmt ist.

(2) Artikel 9 tritt mit Wirkung vom 1. Januar 2023 in Kraft.

(3) Artikel 10 tritt am Tag nach der Verkündung in Kraft.

(4) Artikel 5 tritt am 1. Juni 2024 in Kraft.

(5) Die Artikel 2 und 6 treten am 1. November 2024 in
Kraft.

(6) Die Artikel 3 und 7 treten am 1. Februar 2025 in Kraft.

Dresden, den 2. Mai 2024

Der Landtagspräsident
Dr. Matthias Rößler

Der Ministerpräsident
Michael Kretschmer

Der Staatsminister des Innern
Armin Schuster

Der Staatsminister der Finanzen
Hartmut Vorjohann
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Anhang 1 zu Artikel 1 Nummer 14

Anlage 6
(zu § 39)

Familienzuschlag
(Monatsbeträge in Euro)

Gültig ab 1. Januar 2024

Stufe 1
(§ 40 Absatz 1)

Stufe 2
(§ 40 Absatz 2)

246,00 492,00

Stufe 3 ergibt sich durch Hinzurechnung von 246,00 Euro für das zweite zu berücksichtigende Kind. Die weiteren Stufen
ergeben sich durch Hinzurechnung von 699,94 Euro für jedes weitere zu berücksichtigende Kind.

Erhöhungsbeträge für die Besoldungsgruppe A 5

Der Familienzuschlag der Stufe 2 erhöht sich in der Besoldungsgruppe A 5 für das erste zu berücksichtigende Kind um
5,11 Euro und ab Stufe 3 für jedes weitere zu berücksichtigende Kind um je 20,45 Euro.
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Anhang 2 zu Artikel 2 Nummer 3

Anlage 5
(zu § 22 Absatz 1 sowie den §§ 30 und 32 Absatz 1)

Grundgehaltssätze
(Monatsbeträge in Euro)

Gültig ab 1. November 2024

1. Besoldungsordnung A

Besoldungs-
gruppe

2-Jahres-Rhythmus 3-Jahres-Rhythmus 4-Jahres-Rhythmus

S t u f e

1 2 3 4 5 6 7 8 9 10 11 12

A 5 2 535,88 2 621,08 2 687,28 2 753,44 2 819,66 2 885,83 2 952,02 3 052,06

A 6 2 616,26 2 688,94 2 761,60 2 834,27 2 906,93 2 979,64 3 052,33 3 124,99 3 233,46

A 7 2 722,51 2 787,83 2 879,29 2 970,72 3 062,17 3 153,63 3 245,07 3 310,37 3 375,69 3 479,58

A 8 2 880,63 2 958,73 3 075,92 3 193,15 3 310,33 3 427,56 3 505,67 3 583,79 3 661,94 3 781,96

A 9 3 137,83 3 214,70 3 339,76 3 464,83 3 589,97 3 715,03 3 801,01 3 887,02 3 973,00 4 104,43

A 10 3 359,30 3 466,13 3 626,34 3 786,63 3 946,89 4 107,14 4 215,31 4 324,61 4 433,88 4 594,06

A 11 3 829,54 3 993,76 4 158,00 4 325,99 4 493,97 4 605,95 4 717,94 4 829,96 4 941,96 5 110,53

A 12 4 097,35 4 296,28 4 496,56 4 696,85 4 897,08 5 030,59 5 164,13 5 297,63 5 431,18 5 626,98

A 13 4 586,40 4 802,64 5 018,88 5 235,15 5 451,44 5 595,61 5 739,80 5 883,94 6 028,16 6 241,49

A 14 4 656,88 4 937,36 5 217,79 5 498,21 5 778,69 5 965,61 6 152,61 6 339,58 6 526,56 6 788,72

A 15 6 038,01 6 346,36 6 593,06 6 839,74 7 086,40 7 333,08 7 664,65

A 16 6 660,19 7 016,75 7 302,09 7 587,36 7 872,63 8 157,97 8 537,82

2. Besoldungsordnung B

Besoldungsgruppe

B 1 7 664,65

B 2 8 902,79

B 3 9 426,95

B 4 9 975,93

B 5 10 605,79

B 6 11 200,56

B 7 11 779,15

B 8 12 382,13

B 9 13 130,87

B 10 15 455,99

B 11 16 055,28

3. Besoldungsordnung R

Besoldungs-
gruppe

S t u f e

1 2 3 4 5 6 7 8 9 10 11 12
R 1 4 802,60 5 018,87 5 132,77 5 426,43 5 720,12 6 013,82 6 307,51 6 601,22 6 894,93 7 188,61 7 482,28 7 863,09

R 2 5 835,79 6 129,50 6 423,15 6 716,88 7 010,58 7 304,27 7 597,98 7 891,65 8 185,37 8 573,95

R 3 9 426,95

R 4 9 975,93

R 5 10 605,79

R 6 11 200,56

R 7 11 779,15

R 8 12 382,13

4. Besoldungsordnung W

Besoldungs-
gruppe

S t u f e

1 2 3 4
W 1 5 277,63 5 698,26

W 2 6 469,72 6 798,62 7 127,51 7 539,96

W 3 7 288,71 7 721,09 8 153,50 8 682,05
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Anlage 6
(zu § 39)

Familienzuschlag
(Monatsbeträge in Euro)

Gültig ab 1. November 2024

Stufe 1
(§ 40 Absatz 1)

Stufe 2
(§ 40 Absatz 2)

257,72 515,44

Stufe 3 ergibt sich durch Hinzurechnung von 257,72 Euro für das zweite zu berücksichtigende Kind. Die weiteren Stufen
ergeben sich durch Hinzurechnung von 733,26 Euro für jedes weitere zu berücksichtigende Kind.

Erhöhungsbeträge für die Besoldungsgruppe A 5

Der Familienzuschlag der Stufe 2 erhöht sich in der Besoldungsgruppe A 5 für das erste zu berücksichtigende Kind um
5,11 Euro und ab Stufe 3 für jedes weitere zu berücksichtigende Kind um je 20,45 Euro.
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Anlage 7
(zu § 42 Absatz 1 und § 43 Absatz 1)

Amtszulagen und Stellenzulagen
(Monatsbeträge in Euro)

Gültig ab 1. November 2024

Dem Grunde nach geregelt in Betrag Dem Grunde nach geregelt in Betrag

Sächsisches Besoldungsgesetz Besoldungsordnung A

§ 44 Absatz 1 Besoldungsgruppe Fußnote

die Zulage beträgt A 5 1, 3 135,70

in den Fällen der

Nummer 1 551,18 A 6 2 86,15

Nummer 2 470,18 3 135,70

Nummer 3 323,95

§ 44 Absatz 2 50,62 A 9 1 347,46

§ 45

die Zulage beträgt A 12 4 197,70

in den Besoldungsgruppen

A 5 115,04 A 13 2 bis 4 353,11

A 6 bis A 9 153,39 5 197,70

A 10 und höher 191,73

§ 46 A 14 1, 3 242,08

die Zulage beträgt

nach einer Dienstzeit von A 15 2, 3 242,08

einem Jahr 75,00

zwei Jahren 150,00 A 16 1, 3 270,77

§ 47

die Zulage beträgt Besoldungsordnung B

nach einer Dienstzeit von Besoldungsgruppe Fußnote

einem Jahr 75,00 B 2 2 259,18

zwei Jahren 150,00

§ 48 Absatz 1 Besoldungsordnung R

die Zulage beträgt Besoldungsgruppe Fußnote

nach einer Dienstzeit von R 1 1, 2 267,65

einem Jahr 75,00

zwei Jahren 150,00 R 2 3 bis 7 267,65

§ 48 Absatz 2

die Zulage beträgt R 3 2 267,65

nach einer Dienstzeit von

einem Jahr 82,67

zwei Jahren 165,34

§ 49

die Zulage beträgt

in der Laufbahngruppe 1 17,05

in der Laufbahngruppe 2 38,35

§ 50 38,35
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Anlage 8
(zu § 64 Absatz 3)

Auslandsbesoldung
(Monatsbeträge in Euro)

Gültig ab 1. November 2024

Grundgehalts-
spanne

1 2 3 4 5 6 7 8 9 10 11 12 13 14 15

von 2 563,46 2 888,94 3 258,73 3 678,88 4 156,29 4 711,21 5 341,72 6 058,07 6 872,06 7 796,88 8 847,70 10 041,65 11 398,30 12 939,68

bis 2 563,45 2 888,93 3 258,72 3 678,87 4 156,28 4 711,20 5 341,71 6 058,06 6 872,05 7 796,87 8 847,69 10 041,64 11 398,29 12 939,67

Anlage 9
(zu § 70 Absatz 1)

Anwärtergrundbetrag
(Monatsbeträge in Euro)

Gültig ab 1. November 2024

Eingangsamt, in das die Person nach § 68 Absatz 1
nach Abschluss des Vorbereitungsdienstes unmittelbar eintritt

Grundbetrag

A 5 1 354,79

A 6 bis A 8 1 478,41

A 9 bis A 11 1 533,69

A 12 1 676,79

A 13 oder R 1 1 745,10

Anlage 10
(zu § 82 Absatz 3)

Bundesbesoldungsordnung C
(Monatsbeträge in Euro)

Gültig ab 1. November 2024

Grundgehaltssätze

Besoldungs-
gruppe

S t u f e

1 2 3 4 5 6 7 8 9 10 11 12 13 14 15

C 1 4 189,36 4 333,54 4 477,74 4 621,90 4 766,10 4 910,25 5 054,41 5 198,61 5 342,78 5 486,94 5 631,14 5 775,28 5 919,52 6 131,60

C 2 4 198,32 4 428,10 4 657,90 4 887,68 5 117,46 5 347,24 5 577,00 5 806,76 6 036,54 6 266,33 6 496,07 6 725,85 6 955,61 7 185,42 7 498,27

C 3 4 614,71 4 874,88 5 135,07 5 395,23 5 655,42 5 915,56 6 175,73 6 435,88 6 696,10 6 956,24 7 216,40 7 476,61 7 736,76 7 996,94 8 349,56

C 4 5 839,55 6 101,11 6 362,63 6 624,14 6 885,71 7 147,22 7 408,78 7 670,30 7 931,81 8 193,35 8 454,92 8 716,43 8 977,98 9 239,50 9 607,45

Zulagen

Dem Grunde nach geregelt in Betrag

Bundesbesoldungsordnung C
Vorbemerkungen
Nummer 2b 108,67
Nummer 5

wenn ein Amt ausgeübt wird
der Besoldungsgruppe R 1 205,54
der Besoldungsgruppe R 2 230,08

Besoldungsgruppe Fußnote
C 2 1 104,32
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Anhang 3 zu Artikel 3 Nummer 3

Anlage 5
(zu § 22 Absatz 1 sowie den §§ 30 und 32 Absatz 1)

Grundgehaltssätze
(Monatsbeträge in Euro)

Gültig ab 1. Februar 2025

1. Besoldungsordnung A

Besoldungs-
gruppe

2-Jahres-Rhythmus 3-Jahres-Rhythmus 4-Jahres-Rhythmus

S t u f e

1 2 3 4 5 6 7 8 9 10 11 12

A 5 2 675,35 2 765,24 2 835,08 2 904,88 2 974,74 3 044,55 3 114,38 3 219,92

A 6 2 760,15 2 836,83 2 913,49 2 990,15 3 066,81 3 143,52 3 220,21 3 296,86 3 411,30

A 7 2 872,25 2 941,16 3 037,65 3 134,11 3 230,59 3 327,08 3 423,55 3 492,44 3 561,35 3 670,96

A 8 3 039,06 3 121,46 3 245,10 3 368,77 3 492,40 3 616,08 3 698,48 3 780,90 3 863,35 3 989,97

A 9 3 310,41 3 391,51 3 523,45 3 655,40 3 787,42 3 919,36 4 010,07 4 100,81 4 191,52 4 330,17

A 10 3 544,06 3 656,77 3 825,79 3 994,89 4 163,97 4 333,03 4 447,15 4 562,46 4 677,74 4 846,73

A 11 4 040,16 4 213,42 4 386,69 4 563,92 4 741,14 4 859,28 4 977,43 5 095,61 5 213,77 5 391,61

A 12 4 322,70 4 532,58 4 743,87 4 955,18 5 166,42 5 307,27 5 448,16 5 589,00 5 729,89 5 936,46

A 13 4 838,65 5 066,79 5 294,92 5 523,08 5 751,27 5 903,37 6 055,49 6 207,56 6 359,71 6 584,77

A 14 4 913,01 5 208,91 5 504,77 5 800,61 6 096,52 6 293,72 6 491,00 6 688,26 6 885,52 7 162,10

A 15 6 370,10 6 695,41 6 955,68 7 215,93 7 476,15 7 736,40 8 086,21

A 16 7 026,50 7 402,67 7 703,70 8 004,66 8 305,62 8 606,66 9 007,40

2. Besoldungsordnung B

Besoldungsgruppe

B 1 8 086,21

B 2 9 392,44

B 3 9 945,43

B 4 10 524,61

B 5 11 189,11

B 6 11 816,59

B 7 12 427,00

B 8 13 063,15

B 9 13 853,07

B 10 16 306,07

B 11 16 938,32

3. Besoldungsordnung R

Besoldungs-
gruppe

S t u f e

1 2 3 4 5 6 7 8 9 10 11 12
R 1 5 066,74 5 294,91 5 415,07 5 724,88 6 034,73 6 344,58 6 654,42 6 964,29 7 274,15 7 583,98 7 893,81 8 295,56

R 2 6 156,76 6 466,62 6 776,42 7 086,31 7 396,16 7 706,00 8 015,87 8 325,69 8 635,57 9 045,52

R 3 9 945,43

R 4 10 524,61

R 5 11 189,11

R 6 11 816,59

R 7 12 427,00

R 8 13 063,15

4. Besoldungsordnung W

Besoldungs-
gruppe

S t u f e

1 2 3 4
W 1 5 567,90 6 011,66

W 2 6 825,55 7 172,54 7 519,52 7 954,66

W 3 7 689,59 8 145,75 8 601,94 9 159,56
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Anlage 6
(zu § 39)

Familienzuschlag
(Monatsbeträge in Euro)

Gültig ab 1. Februar 2025

Stufe 1
(§ 40 Absatz 1)

Stufe 2
(§ 40 Absatz 2)

271,90 543,80

Stufe 3 ergibt sich durch Hinzurechnung von 271,90 Euro für das zweite zu berücksichtigende Kind. Die weiteren Stufen
ergeben sich durch Hinzurechnung von 773,59 Euro für jedes weitere zu berücksichtigende Kind.

Erhöhungsbeträge für die Besoldungsgruppe A 5

Der Familienzuschlag der Stufe 2 erhöht sich in der Besoldungsgruppe A 5 für das erste zu berücksichtigende Kind um
5,11 Euro und ab Stufe 3 für jedes weitere zu berücksichtigende Kind um je 20,45 Euro.
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Anlage 7
(zu § 42 Absatz 1 und § 43 Absatz 1)

Amtszulagen und Stellenzulagen
(Monatsbeträge in Euro)

Gültig ab 1. Februar 2025

Dem Grunde nach geregelt in Betrag Dem Grunde nach geregelt in Betrag

Sächsisches Besoldungsgesetz Besoldungsordnung A

§ 44 Absatz 1 Besoldungsgruppe Fußnote

die Zulage beträgt A 5 1, 3 143,16

in den Fällen der

Nummer 1 551,18 A 6 2 90,89

Nummer 2 470,18 3 143,16

Nummer 3 323,95

§ 44 Absatz 2 50,62 A 9 1 366,57

§ 45

die Zulage beträgt A 12 4 208,57

in den Besoldungsgruppen

A 5 115,04 A 13 2 bis 4 372,53

A 6 bis A 9 153,39 5 208,57

A 10 und höher 191,73

§ 46 A 14 1, 3 255,39

die Zulage beträgt

nach einer Dienstzeit von A 15 2, 3 255,39

einem Jahr 75,00

zwei Jahren 150,00 A 16 1, 3 285,66

§ 47

die Zulage beträgt Besoldungsordnung B

nach einer Dienstzeit von Besoldungsgruppe Fußnote

einem Jahr 75,00 B 2 2 273,43

zwei Jahren 150,00

§ 48 Absatz 1 Besoldungsordnung R

die Zulage beträgt Besoldungsgruppe Fußnote

nach einer Dienstzeit von R 1 1, 2 282,37

einem Jahr 75,00

zwei Jahren 150,00 R 2 3 bis 7 282,37

§ 48 Absatz 2

die Zulage beträgt R 3 2 282,37

nach einer Dienstzeit von

einem Jahr 82,67

zwei Jahren 165,34

§ 49

die Zulage beträgt

in der Laufbahngruppe 1 17,05

in der Laufbahngruppe 2 38,35

§ 50 38,35
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Anlage 8
(zu § 64 Absatz 3)

Auslandsbesoldung
(Monatsbeträge in Euro)

Gültig ab 1. Februar 2025

Grundgehalts-
spanne

1 2 3 4 5 6 7 8 9 10 11 12 13 14 15

von 2 704,45 3 047,83 3 437,96 3 881,22 4 384,89 4 970,33 5 635,51 6 391,26 7 250,02 8 225,71 9 334,32 10 593,94 12 025,21 13 651,36

bis 2 704,44 3 047,82 3 437,95 3 881,21 4 384,88 4 970,32 5 635,50 6 391,25 7 250,01 8 225,70 9 334,31 10 593,93 12 025,20 13 651,35

Anlage 9
(zu § 70 Absatz 1)

Anwärtergrundbetrag
(Monatsbeträge in Euro)

Gültig ab 1. Februar 2025

Eingangsamt, in das die Person nach § 68 Absatz 1
nach Abschluss des Vorbereitungsdienstes unmittelbar eintritt

Grundbetrag

A 5 1 404,79

A 6 bis A 8 1 528,41

A 9 bis A 11 1 583,69

A 12 1 726,79

A 13 oder R 1 1 795,10

Anlage 10
(zu § 82 Absatz 3)

Bundesbesoldungsordnung C
(Monatsbeträge in Euro)

Gültig ab 1. Februar 2025

Grundgehaltssätze

Besoldungs-
gruppe

S t u f e

1 2 3 4 5 6 7 8 9 10 11 12 13 14 15

C 1 4 419,77 4 571,88 4 724,02 4 876,10 5 028,24 5 180,31 5 332,40 5 484,53 5 636,63 5 788,72 5 940,85 6 092,92 6 245,09 6 468,84

C 2 4 429,23 4 671,65 4 914,08 5 156,50 5 398,92 5 641,34 5 883,74 6 126,13 6 368,55 6 610,98 6 853,35 7 095,77 7 338,17 7 580,62 7 910,67

C 3 4 868,52 5 143,00 5 417,50 5 691,97 5 966,47 6 240,92 6 515,40 6 789,85 7 064,39 7 338,83 7 613,30 7 887,82 8 162,28 8 436,77 8 808,79

C 4 6 160,73 6 436,67 6 712,57 6 988,47 7 264,42 7 540,32 7 816,26 8 092,17 8 368,06 8 643,98 8 919,94 9 195,83 9 471,77 9 747,67 10 135,86

Zulagen

Dem Grunde nach geregelt in Betrag

Bundesbesoldungsordnung C
Vorbemerkungen
Nummer 2b 114,65
Nummer 5

wenn ein Amt ausgeübt wird
der Besoldungsgruppe R 1 205,54
der Besoldungsgruppe R 2 230,08

Besoldungsgruppe Fußnote
C 2 1 104,32


